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19/03 Vereinte Nationen, Internationaler Gerichtshof (IGH) 

Text 

Artikel 2. 

Die Organisation und ihre Mitglieder sollen in Verfolgung der in Artikel 1 festgesetzten Ziele gemäß 
folgenden Grundsätzen vorgehen: 

1. Die Organisation ist auf dem Grundsatz der souveränen Gleichheit aller ihrer Mitglieder 
aufgebaut. 

2. Alle Mitglieder erfüllen nach Treu und Glauben die von ihnen gemäß der vorliegenden Satzung 
übernommenen Verpflichtungen, um jedem einzelnen von ihnen die sich aus der Mitgliedschaft 
ergebenden Rechte und Vorteile zu sichern. 

3. Alle Mitglieder regeln ihre internationalen Streitfälle mit friedlichen Mitteln auf solche Weise, 
daß der Weltfriede, die internationale Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefährdet werden. 

4. Alle Mitglieder enthalten sich in ihren internationalen Beziehungen der Drohung mit Gewalt oder 
der Gewaltanwendung, die gegen die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit 
irgendeines Staates gerichtet oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbar ist. 

5. Alle Mitglieder gewähren den Vereinten Nationen bei jeder von diesen gemäß der vorliegenden 
Satzung ergriffenen Maßnahme jede Unterstützung und enthalten sich, irgendeinem Staat Hilfe zu leisten, 
gegen den die Vereinten Nationen Präventivmaßnahmen oder Zwangsmaßnahmen ergreifen. 

6. Die Organisation trägt dafür Sorge, daß Staaten, die nicht Mitglieder der Vereinten Nationen sind, 
gemäß diesen Grundsätzen handeln, soweit dies zur Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit notwendig ist. 

7. Keine Bestimmung der vorliegenden Satzung berechtigt die Vereinten Nationen, in 
Angelegenheiten einzugreifen, die ihrem Wesen nach in die innerstaatliche Zuständigkeit jedes Staates 
gehören, oder verpflichtet die Mitglieder, solche Angelegenheiten der in der vorliegenden Satzung 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

vorgesehenen Regelung zu unterwerfen; dieser Grundsatz beeinträchtigt aber in keiner Weise die 
Anwendung der in Kapitel VII vorgesehenen Zwangsmaßnahmen. 
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